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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.11.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/09/0140 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2016/17/0302 E 22. November 2017 RS 6 

Stammrechtssatz 

Eine Kontrolle nach § 50 Abs. 4 GSpG dient nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
grundsätzlich der Überwachung der Bestimmungen des Glücksspielgesetzes und nicht nur ausschließlich der 
Überwachung der Einhaltung des in den §§ 3 und 4 GSpG normierten Glücksspielmonopols. Sinn und Zweck 
einer Kontrolle gemäß § 50 Abs. 4 GSpG ist es, einen Sachverhalt festzustellen, der die Beurteilung ermöglicht, 
ob die Bestimmungen des GSpG und nicht nur jene das Glücksspielmonopol des Bundes betreffenden 
Bestimmungen eingehalten werden (vgl. VwGH 19.12.2016, Ra 2016/17/0038; 6.7.2017, Ra 2017/17/0451, 
mwN). Dabei ist es den Organen bei Kontrollen nach dem GSpG unter Beachtung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit gestattet, jene Maßnahmen zu setzen, die für den reibungslosen Ablauf einer 
glücksspielrechtlichen Kontrolle notwendig sind (vgl. VwGH 15.12.2014, 2011/17/0333). 
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